
 

Leistungs- und Vergütungsvereinbarung 

(gültig ab 01.08.2022) 

 

zwischen 

 

 

 

 
 

 

nachfolgend Unternehmen genannt  

 

und 

 

dem Landschaftsverband Rheinland (LVR), 

Dezernat Kinder, Jugend und Familie 

Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln 

 

 

nachfolgend Eingliederungshilfeträger genannt 

 

 

wird folgender Vertrag geschlossen: 
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Präambel 
 

Dieser Vertrag regelt die Rechtsbeziehung zwischen den Vertragsparteien, namentlich dem 

Unternehmen und dem Eingliederungshilfeträger. Er gilt für die Durchführung der Beförderung 

zu Kindertageseinrichtungen von Kindern mit (drohender) Behinderung, die in den 

Zuständigkeitsbereich des Eingliederungshilfeträgers gemäß §1 Abs. 2 Satz 2 Nr.3 AG SGB IX 

NRW i.V.m. §98 SGB IX fallen. 

 

§ 1 
Gegenstand des Vertrags 

 

Der Eingliederungshilfeträger ermächtigt das Unternehmen die Beförderung von Kindern mit 

(drohender) Behinderung in Kindertageseinrichtungen nach vorheriger Bewilligung (durch 

Bescheid für jedes Kind) und Genehmigung der Routen durchzuführen. 

 

§ 2 
Rechtsgrundlage des Vertrags 

 

Grundlage dieses Vertrags sind Beförderungsleistungen des Unternehmens zu 

Kindertageseinrichtungen, die behinderungsbedingt notwendig sind, um den 

leistungsberechtigen Kindern den Zugang zu heilpädagogischen Leistungen zu ermöglichen 

im Sinne der §§ 99, 113, 76, 79 SGB IX in Verbindung mit §§ 123 ff. SGB IX. 

 

§ 3 
Vertragsbestandteile 

 

Als Vertragsbestandteile gelten: 

 

- Leistungsbeschreibung (Anlage I) 

- Abrechnungsvordruck (Anlage II) 

- Merkblatt für Fahrerinnen und Fahrer (Anlage III) 

- Beförderungsplan (Anlage IV) 

 

§ 4 
Personenkreis 

 

Zu den leistungsberechtigten Personen gehörten nicht eingeschulte Kinder in 

Kindertageseinrichtungen mit aktuellem Leistungsbescheid und 

 

a) körperlichen Beeinträchtigungen 

b) seelischen Beeinträchtigungen 

c) geistigen Beeinträchtigungen 

d) Sinnesbeeinträchtigungen, 

 



die in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingen Barrieren an der 

gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 

sechs Monate gehindert oder hiervon bedroht sind (§ 2 Abs. 1 SGB IX). § 99 SGB IX ist in 

der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Hiermit sind sowohl alle o.a. Teilgruppen a-d 

sowie alle möglichen Kombinationen eingeschlossen. 

 

§ 5 
Leistungsumfang 

 

Art, Inhalt und Umfang der Leistungen für die in § 4 genannten Leistungsberechtigten 

richten sich nach dem in der Bedarfsermittlung empfohlenen individuellen Bedarfs des 

Kindes. 

 

Das Unternehmen verpflichtet sich, die aus diesem Vertrag zu erbringenden Leistungen 

jederzeit fachgerecht und ordnungsgemäß durchzuführen. 

 

Grundlage für die Beförderung ist die jeweilige, aktuelle Leistungsbeschreibung gemäß 

Anlage I dieses Vertrags. Das Unternehmen verpflichtet sich, die Fahrten zu den vom 

Eingliederungshilfeträger genehmigten Zeiten durchzuführen. 

 

Das Unternehmen verpflichtet sich, stets die für die Leistungsberechtigten günstigste 

Fahrstrecke zu benutzen. Die zu befördernden Kinder sind zwingend in geeignete Routen 

zusammenzufassen. Durch das Fallmanagement des LVR bewilligte Einzeltransporte sind 

immer gesondert in der Leistungsbeschreibung zu begründen. Der Eingliederungshilfeträger 

behält sich vor, aus gegebenem Anlass die Fahrstrecken zu überprüfen. 

 

§ 6  

Verfahren 

 

(1) Es sind die Vordrucke des Eingliederungshilfeträgers zu verwenden und die Vorgaben 

des Eingliederungshilfeträgers einzuhalten.  

 

(2) Das Unternehmen legt dem Eingliederungshilfeträger Leistungsbeschreibungen 

(Anlage I) für gefahrene Linien spätestens drei Wochen vor Beginn der 

Beförderung zur Prüfung und Genehmigung vor. Die zu befördernden Kinder sind 

zwingend in geeignete Routen zusammenzufassen. Der Eingliederungshilfeträger 

entscheidet nach den Grundsätzen der wirtschaftlichen Leistungserbringung.  

 

(3) Eine Leistungsbeschreibung kann vom Eingliederungshilfeträger genehmigt, 

abgelehnt oder beanstandet werden. In diesem Fall kann das Unternehmen eine neue 

Leistungsbeschreibung vorlegen. Kann kein Einvernehmen erzielt werden, kann der 

Eingliederungshilfeträger ein anderes Unternehmen zur Erbringung der in der 

Leistungsbeschreibung festgelegten Route heranziehen. Der Eingliederungshilfeträger 

ist im Sinne des Wirtschaftlichkeitsprinzips berechtigt, Kinder in Routen 

zusammenzufassen. 

 



(4) Nach Genehmigung einer Leistungsbeschreibung kann die Beförderung beginnen. Das 

Unternehmen hat den Träger der Kindertageseinrichtung und die Eltern der zu 

befördernden Kinder über den Beförderungsablauf zu informieren.  

 

(5) Eine Leistungsbeschreibung kann vom Eingliederungshilfeträger gekündigt werden, 

wenn es zu einem Trägerwechsel der Einrichtung kommt, die Einrichtung ganz oder 

teilweise aufgelöst wird, die Kinder der Linie anderen bereits bestehenden Linien 

zugeordnet werden können oder aus anderen Gründen die Linie entfallen kann. 

 

(6) Der Eingliederungshilfeträger entscheidet über den geltend gemachten 

Teilhabebedarf gegenüber dem Leistungsberechtigen durch Bescheid. Das 

Unternehmen ist aufgefordert, sich den Bewilligungsbescheid vorlegen zu lassen.  

 

(7) Die Abrechnung erfolgt monatlich unmittelbar zwischen dem Unternehmen und dem 

Eingliederungshilfeträger. Für die Abrechnung ist der Abrechnungsvordruck (Anlage 

II) zu benutzen. Bis zum 31.12.2022 können noch Vordrucke des Unternehmens 

eingereicht werden. Diese müssen mindestens die Parameter Name und Anschrift der 

Einrichtung; Name, Anschrift und GP-Nummer des Beförderungsunternehmens, Name 

und GP-Nummer oder Geb. Datum der beförderten Kinder; Anzahl der gefahrenen 

Tage pro Monat, vereinbarter Tagespreis und Anzahl der Gesamtkilometer enthalten. 

 

(8) Erhält der Leistungsberechtigte die Hilfe im Rahmen eines persönlichen Budgets, 

erfolgt die Abrechnung der erbrachten Leistung zwischen dem Unternehmen und dem 

Leistungsberechtigten bzw. dessen gesetzlichen Vormund.  

 

§ 7 
Leistungsdurchführung 

 

(1)  Das zur Durchführung der Beförderung benötigte Fahrzeug wird durch das 

Unternehmen zur Verfügung gestellt. Es muss den jeweils gültigen Bestimmungen 

der StVZO und der BOKraft entsprechen. 

 

a. Das eingesetzte Fahrzeug muss den in der Leistungsbeschreibung genannten 

Anforderungen hinsichtlich der Fahrzeugbeschaffenheit entsprechen. 

 

b. Das Unternehmen hat den Fahrzeugtyp und das amtliche Kennzeichen des 

eingesetzten Fahrzeugs in der Leistungsbeschreibung mitzuteilen. Die vom 

Unternehmen gemachten Angaben gelten als Bestandteil des Vertrages. 

 

c. Wird das Fahrzeug durch ein anderes ersetzt, so ist das Unternehmen 

verpflichtet, dem Eingliederungshilfeträger die entsprechenden Änderungen 

der Daten unverzüglich mitzuteilen und eine neue Leistungsbeschreibung über 

die betroffene Route vorzulegen. 

 

d. Das Fahrzeug ist mit der Liniennummer in geeigneter Weise kenntlich zu 

machen (Linienschild). 



 

(2)  Das Unternehmen verpflichtet sich: 

 

a. Den Einsatz eines Personenkraftwagens mit bis zu acht Fahrgastplätzen zur 

Beförderung von Kindern unverzüglich vor Beginn und nach Beendigung der 

zuständigen Zulassungsstelle schriftlich anzuzeigen. Die Zulassungsstelle 

vermerkt die Verwendung und deren Beendigung im Fahrzeugschein. Diese 

Eintragung bewirkt, dass das Fahrzeug jährlich zur Hauptuntersuchung 

vorgeführt werden muss. 

 

b. Das eingesetzte Fahrzeug innerhalb der jeweiligen gesetzlich 

vorgeschriebenen Fristen einer amtlich anerkannten 

Überwachungsorganisation oder dem Technischen Überwachungsverein zur 

Hauptuntersuchung bzw. Sicherheitsprüfung vorzuführen, festgestellte Mängel 

unverzüglich zu beseitigen und dies dem Eingliederungshilfeträger auf 

Anforderung nachzuweisen. 

 

c. Das eingesetzte Fahrzeug durch Anbringen von Schildern entsprechend § 33 

Abs. 4 BOKraft als Linienfahrzeug zu kennzeichnen (gilt für Kleinbus und 

Kraftomnibus). Für Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung zur 

Beförderung von nicht mehr als sechs Personen (einschließlich 

Fahrzeugführer*in) geeignet und bestimmt sind, gilt §33 Absatz 1 bis 3 

BOKraft. 

 

d.  Kein Kraftfahrzeug einzusetzen, das älter als 10 Jahre ist. 

 

e. Die Türen des eingesetzten Fahrzeugs so zu sichern, dass ein unbeabsichtigtes 

Öffnen der Türen sowohl von innen als auch von außen nicht zu erwarten ist 

(Türverschlusssicherung). 

 

f. Beim Einsatz von Kleinbus und Kraftomnibus die Ein- und Ausstiege beidseitig 

mit Haltegriffen zu versehen, soweit dies technisch möglich ist. 

 

g. Den Fußboden des Fahrzeuges so auszustatten, dass er auch im feuchten 

Zustand ausreichend rutschhemmend ist. 

 

h. Kleinbus und Kraftomnibus mindestens an der Rückseite mit zwei zusätzlichen 

Blinkleuchten auszurüsten, die so hoch und soweit außen wie möglich 

angeordnet sein müssen (§ 54 Absatz 4 Nummer 4 StVZO). 

 

i. Für alle Kinder die entsprechenden Fahrgastplätze mit Dreipunktgurten 

auszurüsten. Damit soll eine sichere Beförderung der Kinder auf dem Autositz 

gewährleistet werden. 

 

j. Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr, die kleiner als 150 cm sind, 

entsprechend § 21 Abs. 1 a StVO in amtlich genehmigten und für das Kind 



geeigneten Kinderrückhaltesystemen zu sichern. Das Unternehmen 

verpflichtet sich dazu, geeignete und behinderungsgerechte 

Kinderrückhaltesysteme vorzuhalten. Das kann im Einzelfall bedeuten, dass 

speziell angefertigte Kinderrückhaltesysteme beschafft werden müssen. 

Ebenso können geeignete Kinderrückhaltesysteme durch die Eltern zur 

Verfügung gestellt werden. 

 

Auf Beifahrerplätzen, vor denen ein betriebsbereiter Airbag eingebaut ist, 

dürfen nach hinten gerichtete Rückhalteeinrichtungen für Kinder nicht 

angebracht sein. Diese Beifahrerplätze müssen mit einem Warnhinweis vor der 

Verwendung einer nach hinten gerichteten Rückhalteeinrichtung für Kinder auf 

diesem Platz versehen sein. 

 

k. Bei der Beförderung von in ihren Rollstühlen sitzenden Kindern die DIN-Norm 

75078 Teil 1 und Teil 2 für Behindertentransportwagen zu beachten. 

Insbesondere müssen Rollstühle gem. der Norm während der Fahrt an vier 

Punkten am Fahrzeugboden verankert werden. Eine im Rollstuhl sitzende 

Person ist mittels Beckengurt und Schulterschräggurt zu sichern. Sollte der 

Rollstuhl selbst nicht mit einem Beckengurt (Teil des sogenannten 

Kraftknotensystems) ausgestattet sein, ist ein Beckengurt durch den 

Unternehmer zu stellen. Darüber hinaus gelten die Vorgaben des §35a Absatz 

4 Satz 1 bis 5 StVZO. 

 

l. Die Eignung der Personen- und Rollstuhlrückhaltesysteme in den 

Rollstuhlbussen (gem. DIN 75078) durch Eintrag in den Fahrzeugschein 

nachzuweisen. 

 

m. Sobald der Rollstuhl auf der Hebeplattform steht, vor der Betätigung der 

Hubvorrichtung beide Sicherheitsbügel an der Hebeplattform hochzuklappen, 

um ein unbeabsichtigtes Fortbewegen des Rollstuhls zu verhindern. 

 

n. Dafür Sorge zu tragen, dass die Kinder während der Fahrt angegurtet sind. 

Kinder, die das Anlegen der Gurte ablehnen, sind dem 

Eingliederungshilfeträger schriftlich mitzuteilen. 

 

o. Kinder während der Fahrt ohne ausdrückliche Zustimmung des 

Eingliederungshilfeträgers nicht in andere Fahrzeuge umsteigen zu lassen. 

 

p. Das als Anlage III zum Vertrag beigefügte "Merkblatt für Fahrer*innen" dem 

Fahrpersonal auszuhändigen. Das Fahrpersonal muss dieses Merkblatt bei sich 

führen. 

 

q. Im Fahrzeug eine Liste mit den Namen, Anschriften und Telefonnummern der 

zu befördernden Kinder mitzuführen (Anlage IV „Beförderungsplan“). 

 



r. Das Fahrzeug den Witterungsverhältnissen angemessenen auszustatten 

(insbesondere in den Wintermonaten, bspw. durch Winterreifen), siehe § 18 

BOKraft. 

 

s. Sicherzustellen, dass Anlage III „Das Merkblatt für Fahrerinnen und Fahrer“ 

vom Fahrpersonal zur Kenntnis genommen wurde. 

 

 

(3)  Sofern vorübergehend ein Fahrzeug eines Dritten eingesetzt werden, bedarf dies der 

Genehmigung des Eingliederungshilfeträgers. Das Unternehmen verpflichtet sich, sich 

vor Fahrtantritt davon zu überzeugen, dass das Fahrzeug die Anforderungen dieses 

Vertrages erfüllt. 

 

(4) Der Eingliederungshilfeträger ist berechtigt, die vertragsgemäße Ausführung des 

Vertrages vor Ort zu überprüfen. 

 

§ 8 
Personelle Ausstattung 

 

(1) Das Unternehmen stellt die erforderlichen Arbeitskräfte. Es verpflichtet sich, 

ausschließlich zuverlässiges und geeignetes Personal für die Leistungsdurchführung 

einzusetzen. Die Zuverlässigkeit und Eignung des Personals richtet sich §7 Absatz 2 

dieses Vertrages. Das Fahrpersonal ist in geeigneter Weise in seine Aufgaben 

einzuweisen.  

 

Der Eingliederungshilfeträger ist berechtigt, das Personal auf Zuverlässigkeit und 

Eignung zu überprüfen. Dazu kann der Eingliederungshilfeträger bei dem 

Unternehmen einen Personalmeldebogen anfordern. 

 

(2) Das Unternehmen verpflichtet sich: 

 

a. Nur Fahrpersonal einzusetzen, das eine gültige Fahrerlaubnis für das 

eingesetzte Fahrzeug und eine gültige Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 

entsprechend § 48 FeVO besitzt. Es genügt die Fahrerlaubnis zur 

Fahrgastbeförderung für Mietwagen, beschränkt auf die Beförderung im 

Schülerspezialverkehr oder zur Beförderung von Behinderten. 

 

b. Eine einwandfreie Verständigung mit allen Beteiligten zu gewährleisten. 

 

c. Keine Personen zu beschäftigen, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach 

den §§ 171, 174 bis 180, 180a, 181a, 182, 183 bis 184 f., 225, 232 bis 233a, 

234, 235 oder 236 Strafgesetzbuch (StGB) verurteilt worden sind. Deshalb 

lässt sich der Unternehmer von seinen Arbeitskräften vor Beginn der Tätigkeit 

und regelmäßig im Abstand von 5 Jahren ein Führungszeugnis mit 

erweitertem Eintragsumfang gemäß §§ 30a und 32 

Bundeszentralregistergesetz (BZRG) vorlegen. Auf Verlangen ist dem 



Eingliederungshilfeträger im Einzelfall das Vorliegen eines für den Einsatz im 

Fahrdienst bedenkenlosen erweiterten Führungszeugnisses zu bestätigen. 

Fahrpersonal, das diesen Anforderungen nicht entspricht, ist ab dem Zeitpunkt 

des Bekanntwerdens der fehlenden Eignung nicht weiter im Rahmen 

vertraglich vereinbarter Leistungserbringung einzusetzen. Der 

Eingliederungshilfeträger ist schriftlich darüber zu unterrichten, wenn 

Fahrpersonal nicht mehr im Rahmen der vertraglich vereinbarten 

Leistungserbringung eingesetzt werden darf. 

 

d. Fahrer*innen zur Rücksichtnahme auf die Beeinträchtigungen der Kinder 

anzuhalten. 

 

e. Nach Möglichkeit eine Kontinuität im Fahrpersonal einzuhalten. Ersatzpersonal 

ist vorher entsprechend einzuweisen. 

 

f. Dass das Fahrpersonal die Bestimmungen der StVO und StVZO einhält. 

 

g. Außer der vertraglich vereinbarten Begleitperson/en keine dritten Personen im 

Fahrzeug mitzunehmen. 

 

h. Dafür Sorge zu tragen, dass in den eingesetzten Fahrzeugen generell (auch 

während Stand- und Wartezeiten) nicht geraucht wird. Auf die Bestimmungen 

des Bundesnichtraucherschutzgesetzes wird verwiesen. 

 

i. Mit den Erziehungsberechtigten Haltestellen zu vereinbaren. Diese Haltestellen 

sind so einzurichten, dass dem Kind ein gefahrloser Weg zwischen Wohnung 

und Haltestelle möglich ist. Nur in Ausnahmefällen, z.B. bei einer 

Körperbehinderung eines Kindes oder Überquerung einer verkehrsreichen 

Straße ohne ausreichende Sicherung, kann das Kind in der Nähe der Haustür 

abgeholt werden. 

 

j. Dem Eingliederungshilfeträger besondere Vorkommnisse (insbesondere 

Konflikte zwischen Fahrer*innen und Kindern bzw. deren 

Erziehungsberechtigten) und Unfälle unverzüglich mitzuteilen. 

 

k. Eine Konzession zur geschäftsmäßigen Personenbeförderung besitzen. Eine 

Kopie der Genehmigungsurkunde ist dem Eingliederungshilfeträger zu 

übersenden. 

 

Alternativ hat das Unternehmen - durch aussagekräftige Unterlagen - seine 

fachliche Eignung als Unternehmen des Straßenpersonenverkehrs 

nachzuweisen. 

 

l. Den Eingliederungshilfeträger unverzüglich zu unterrichten, falls es nicht 

mehr ein Unternehmen im Sinne des § 46 ff. Personenbeförderungsgesetz ist. 

 



m. Veränderungen in der Rechtsform des Unternehmens und/oder eine 

Veräußerung sind dem Eingliederungshilfeträger rechtzeitig anzuzeigen. Dem 

Eingliederungshilfeträger ist eine Ablichtung der Bescheinigung über die 

Gewerbeanmeldung und ggf. ein Auszug aus dem Vereins- bzw. 

Handelsregister nach dem neuesten Stand vorzulegen. 

 

n. Sollte eine Betriebsübertragung an Dritte stattfinden, ist vor weiterer 

Erbringung der Beförderungsleistungen für den Eingliederungshilfeträger die 

vorherige Zustimmung des Eingliederungshilfeträgers erforderlich. Andernfalls 

entfällt die Vergütungspflicht des Eingliederungshilfeträgers. 

 

o. Durch organisatorische Maßnahmen (Bestellung von Ersatzkräften/Anordnung 

von Überstunden) sicherzustellen, dass durch Personalausfälle in Folge 

Krankheit/Urlaub usw. die Leistungsdurchführung nicht beeinträchtigt wird. 

 

§ 9 
Begleitpersonal 

 

(1)  Auf Verlangen und nach Bewilligung des Eingliederungshilfeträgers hat das 

Unternehmen bei der Beförderung eine Begleitperson einzusetzen. 

 

(2) Die Begleitperson hat die Aufgabe, den Kindern beim Ein- und Aussteigen sowie beim 

Anlegen und Abnehmen der Haltegurte behilflich zu sein. Sie hat im Übrigen für die 

Aufrechterhaltung der Ordnung im Bus zu sorgen. 

 

(3) Die Begleitperson muss volljährig sein. Die Vorgaben des §8 Absatz 1 und Absatz 2 

Ziffern b,c und d gelten analog. Ob die Qualifikationen der eingesetzten Begleitperson 

ausreichen, entscheidet im Zweifelsfall der Eingliederungshilfeträger. 

 

(4) Nach Ermessen des Unternehmens können zusätzliche Begleitpersonen zu Absatz 1 

an den Fahrten teilnehmen. Eine Vergütung der zusätzlichen Begleitpersonen ist 

ausgeschlossen. 

 

§ 10 
Verschwiegenheit 

 

Das Unternehmen verpflichtet sich, über alle bei der Gelegenheit der Ausführungen der 

Leistungen bekannt gewordenen personenbezogenen Daten Verschwiegenheit zu wahren. 

Diese Pflicht dauert fort, auch wenn die geschäftliche Zusammenarbeit zwischen den 

Vertragspartnern beendet ist. Das Unternehmen hat das eingesetzte Personal auf das 

Datengeheimnis zu verpflichten. Wer gegen diese Pflichten verstößt, darf im Unternehmen 

nicht mehr zur Leistungsausführung für den Eingliederungshilfeträger eingesetzt werden. 

 

Auf die Strafvorschrift des § 41 Bundesdatenschutzgesetz wird verwiesen. 

 



§ 11 

Subunternehmen 

 

Die Übertragung der vertragsmäßigen Verpflichtung auf andere und die Übertragung von 

Leistungen und Teilleistungen auf Subunternehmen ist grundsätzlich nicht zulässig. 

Ausnahmen bedürfen einer schriftlichen Vereinbarung. 

 

§ 12 

Abnahme und Rechnungsstellung 

 

(1) Die ordnungsgemäße Erbringung von Leistungen ist durch das Unternehmen in 

geeigneter und nachvollziehbarer Weise zu dokumentieren und monatlich 

nachträglich nachzuweisen. Der Rechnungsvordruck muss von Träger oder einer dazu 

bevollmächtigten Person der Kindertageseinrichtung gegengezeichnet werden. 

 

(2) Das Unternehmen hat monatlich nachträglich eine Rechnung bis spätestens zum 3. 

Werktag des folgenden Monats unter der Rechnungsanschrift 

 

Landschaftsverband Rheinland 

Team 41.26 – Abrechnung- 

Kennedy-Ufer 2 in 50679 Köln  

 

oder unter 

 

z4120_rechnungen@lvr.de 

 

einzureichen. Werden die Fahrtkostenabrechnungen nicht monatlich eingereicht, ist 

eine rückwirkende Erstattung lediglich bis zum Ablauf des Kalenderjahres der 

Rechnungstellung möglich. Bei der Abrechnung können nur die Kosten berücksichtigt 

werden, die in schriftlicher Form durch den LVR genehmigt wurden. 

 

Es ist der jeweils gültige Rechnungsvordruck des LVR zu verwenden, zu finden unter 

www.bthg.lvr/downloads.  

 

(3) Der Eingliederungshilfeträger hat das Recht, die Einhaltung der vertraglichen 

Verpflichtungen sowie die Streckenführung und die Kilometer- bzw. Zeitangaben 

jederzeit zu überprüfen. 

 

(4)  Der Eingliederungshilfeträger hat das Recht, bei unvollständig oder unzulässig 

ausgeführten Leistungen, angemessene Abschläge von der für die Leistung 

vereinbarten Vergütung vorzunehmen, auch wenn diese, weil sie bei der 

Unterzeichnung des Leistungsnachweises noch nicht bekannt waren, erst später 

festgestellt wurden. 

 

(5) Weitere Ansprüche des Eingliederungshilfeträgers, insbesondere auf Selbstvornahme, 

Schadens- und Aufwendungsersatz nach den einschlägigen Regelungen des BGB 



sowie das Recht des Eingliederungshilfeträgers zur außerordentlichen Kündigung 

nach § 626 BGB bleiben unberührt. 

 

(6)  Die Abtretung von Forderungen des Unternehmens gegen den 

Eingliederungshilfeträger ist ausgeschlossen. 

 

§ 13 
Vergütung 

 

(1) Das Entgelt für eine Beförderungsleistung wird in der Anlage I Leistungsbeschreibung 

ausgeführt. Leistungsbeschreibungen bedürfen für ihre Gültigkeit einer Prüfung und 

Genehmigung durch den Eingliederungshilfeträger. 

 

(2) Das vereinbarte Entgelt je Fahrtag, gemäß Leistungsbeschreibung, versteht sich als 

Festpreis und umfasst die vollständige und vertragsgemäße Erfüllung der Leistung. 

 

Ist der Einsatz einer Begleitperson erforderlich, ist der separierte Festpreis für diese 

auch aus der Leistungsbeschreibung ersichtlich. 

 

Sollte das Unternehmen eine längere Strecke fahren und abrechnen, obwohl die 

Möglichkeit besteht, eine kürzere Strecke zu benutzen, behält sich der 

Eingliederungshilfeträger das Recht auf Rückforderung für die zu viel gefahrenen 

Kilometer vor. 

 

(3) Abgerechnet werden die tatsächlich angefallenen Beförderungstage multipliziert mit 

dem in der Leistungsbeschreibung festgelegten Gesamttagespreis. 

 

(4) Vergütung bei Ausfall von Beförderungstagen 

 

a. Grundsätzlich ist das Unternehmen rechtzeitig - spätestens fünf Werktage im 

Voraus – durch die Eltern oder den Träger der Kindertageseinrichtung zu 

unterrichten. Die Benachrichtigung soll schriftlich per Telefax, Email oder 

durch Aushändigung eines entsprechenden Schreibens an das Fahrpersonal 

erfolgen. Bei rechtzeitiger Benachrichtigung über den Ausfall einzelner oder 

aller Kinder einer Linie entfällt jegliche Vergütung.  

 

b. Erfolgt keine rechtzeitige Benachrichtigung, werden bei Ausfall von Fahrtagen 

bzw. Fahrten aus organisatorischen Gründen oder dem Wegfall aller Kinder 

(z.B. aufgrund von Erkrankungen) der Linie 50 % je Fahrtag (max. für die 

ersten, aufeinander folgenden fünf Tage nach tatsächlichem Ausfall der Linie 

oder Einzelbeförderung) vergütet. 

 

c. Fallen Fahrtage oder Fahrten wegen höherer (Natur)Gewalt (Glatteis, 

Unwetter, Pandemie etc.) aus, werden 50 % des vereinbarten Entgelts 

gezahlt. Als höhere (Natur)Gewalt gelten ausdrücklich keine angeordneten 



behördlichen Schließungen oder vergleichbare Beeinträchtigungen des 

Fahrbetriebs. 

 

d. Bei den Einrichtungen, für die vertraglich mehrere Rückfahrten vereinbart 

sind, aber wegen extremer Witterungsbedingungen nur eine Rückfahrt 

angeordnet wird, ist die vereinbarte Vergütung in voller Höhe zu zahlen. 

 

e. In allen Fällen (Nr. a-d) sind entsprechende Nachweise durch das 

Unternehmen zu erbringen. Dies gilt insbesondere für die Fälle nach Nummer 

a.) dieses Paragraphen. 

 

(5) Preisanpassungen 

 

a. Bei wesentlichen, im Einzelnen nachzuweisenden, Änderungen des 

Preisgefüges können die Vertragspartner eine Anpassung der bisher 

vereinbarten Vergütung beantragen. 

 

b. Bei einer Verlängerung oder Verkürzung der Gesamtroutenlänge einer Linie 

um mehr als 10 % durch Umzug, Wegfall oder Hinzunahme von Kindern ist 

eine neue Leistungsbeschreibung mit einem neuen Gesamttagespreis zur 

Prüfung und ggf. Genehmigung vorzulegen.  

 
c. Bei Unstimmigkeiten hinsichtlich Streckenlänge und/oder Streckenverlauf 

kann der Eingliederungshilfeträger vom Unternehmen eine entsprechende 
Aufstellung anfordern. Dieser Vordruck wird nach Prüfung durch den 
Eingliederungshilfeträger Bestandteil des Vertrages. 
 

d. Der neue Gesamttagespreis bedarf der Vereinbarung zwischen Unternehmen 

und Eingliederungshilfeträger. Kann ein Einvernehmen nicht erzielt werden, 

gilt die alte Leistungsbeschreibung fort.  

 

e. Eine rückwirkende Preiserhöhung ist nicht möglich. 

 

f. Ändert sich der Gesamttagespreis, so ist bis zur Neufestsetzung der 

Vergütung der bisherige Betrag weiterhin in Rechnung zu stellen. Erst wenn 

der neue Gesamttagespreis vereinbart wurde, hat das Unternehmen über eine 

Nachberechnung bzw. Gutschrift den Ausgleich vorzunehmen. 
 

§ 14 
Haftung und Sorgfaltspflichten 

 

(1) Das Unternehmen ist verpflichtet, eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer 

Versicherungssumme von mindestens 1.000.000,- € je Schadensfall für Personen- 

und Sachschäden abzuschließen, über die gesamte Vertragslaufzeit aufrecht zu 

erhalten und dies dem Auftraggeber auf Verlangen jederzeit nachzuweisen. 

 



(2) Die Haftung für alle Schäden die das Leben, den Körper, die Gesundheit, das 

Eigentum, oder ein sonstiges Recht eines anderen betreffen und die sich unmittelbar 

aus der Beförderung eines oder mehrerer Kinder sowie aus der Beschaffenheit und 

dem Zustand des Fahrzeuges ergeben, tragen ausschließlich das Unternehmen und 

sein Fahrpersonal sowie die Begleitperson. 

 

(3) Das Unternehmen kann von der Haftung, außer bei Schäden aus der Verletzung des 

Lebens, Körpers oder der Gesundheit eines Menschen, dann befreit werden, wenn es 

den Nachweis dafür erbringen kann, dass die Schäden von ihm oder seinen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht schuldhaft verursacht worden sind. 

 

Das Unternehmen stellt den Eingliederungshilfeträger von Ersatzansprüchen frei, die 

gegen den Eingliederungshilfeträger aufgrund des Verhaltens des Unternehmens und 

seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einschließlich Erfüllungsgehilfen oder 

aufgrund der vom Unternehmen oder seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

einschließlich Erfüllungsgehilfen betriebenen oder geführten Fahrzeugen erhoben 

werden, sofern eine Haftungsverpflichtung für das Unternehmen gegenüber den oben 

genannten Dritten besteht und soweit der Schaden nicht durch vom 

Eingliederungshilfeträger zu vertretenden Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 

entstanden ist oder aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 

eines Menschen besteht. Der Eingliederungshilfeträger verpflichtet sich in diesem 

Fall, das Unternehmen rechtzeitig von der Einleitung eines entsprechenden 

Verfahrens gegen ihn zu unterrichten und in Abstimmung mit dem Unternehmen die 

zulässigen Rechtsmittel in den jeweiligen Verfahren auszuschöpfen. Die dadurch 

bedingten notwendigen Kosten trägt das Unternehmen.  

 

(4) Das Unternehmen wird den Eingliederungshilfeträger unverzüglich davon informieren, 

wenn es Kenntnis von Schadensfällen hat, die durch seine vertraglich geschuldeten 

Leistungen entstanden sein sollen. Für sämtliche Schäden aus einer verzögerten, 

unzutreffenden oder nicht ausreichenden Unterrichtung des 

Eingliederungshilfeträgers über Störungen oder Unterbrechungen der 

Beförderungsleistungen nach diesem Vertrag haftet das Unternehmen auch 

hinsichtlich der Folgeschäden unbeschränkt. Im Schadensfall obliegt dem 

Unternehmen der Nachweis der rechtzeitigen, zutreffenden und vollständigen 

Unterrichtung des Eingliederungshilfeträgers. 

 

§ 15 

Qualität 

 

Das Unternehmen hält ein geeignetes und angemessenes System für Qualitätsmanagement 

anhand der gängigen Maßstäbe der Prozess-, Struktur- und Ergebnisqualität vor.  

Das Unternehmen qualifiziert seine Mitarbeiter*innen dahingehend, dass bei der 

Partizipation an den Bildungsanboten für Kinder mit Teilhabebedarf unterstützt werden kann 

(vgl. § 4 Abs. 3 Satz 2 SGB IX). 

 



Der Eingliederungshilfeträger ist berechtigt die Leistungserbringung durch das Unternehmen 

anhand der oben genannten Qualitätsstandards zu überprüfen. Sollten hierbei Mängel 

festgestellt werden, bekommt das Unternehmen die Möglichkeit zur Stellungnahme und 

Abhilfe. Hierzu setzt der Eingliederungshilfeträger eine angemessene Frist. 

 

Bei der Behebung der festgestellten Mängel unterstützt der Eingliederungshilfeträger das 

Unternehmen beratend. 

 

Sollte den Mängeln innerhalb der gesetzten Frist nicht abgeholfen werden oder grobe 

Verletzungen der vertraglichen Vereinbarungen vorliegen, kann der Eingliederungshilfeträger 

die Vergütung nach Ermessen kürzen. 

 

§ 16 

Inkrafttreten, Vertragsdauer, Kündigung 

 

(1) Der Vertrag tritt am ____________ in Kraft. 

 

(2) Der Vertrag gilt zunächst bis zum 31.07.2023. Sollte keine Kündigung erfolgen, 

verlängert sich der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr. Er kann von einer der 

Parteien jeweils zwei Monate vor Vertragsende gekündigt werden (ordentliche 

Kündigung). 

 

(3) Der Vertrag kann vom Eingliederungshilfeträger bei Vorliegen eines wichtigen 

Grundes fristlos gekündigt werden. Dabei liegt ein wichtiger Grund insbesondere 

dann vor, wenn in Folge erheblicher Verstöße gegen die Verpflichtungen aus diesem 

Vertrag ein ordnungsgemäßer Betrieb nicht gewährleistet ist. 

 

(4) Wird über das Vermögen des Unternehmens das Insolvenzverfahren oder gerichtliche 

Vergleichsverfahren eröffnet, so ist der Eingliederungshilfeträger berechtigt, den 

Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen. 

 

(5) Der Vertrag kann auf Antrag des Unternehmens bei Vorliegen eines wichtigen 

Grundes (z.B. Betriebsaufgabe) im gegenseitigen Einvernehmen mit Ablauf des auf 

den Zugang des Antrages folgenden Monats aufgelöst werden. 

 

(6) Die Kündigung ist nur dann wirksam, wenn sie schriftlich oder digital mit qualifizierter 

E-Signatur erfolgt. 

 

§ 17 
Anwendbares Recht 

 

Auf dieses Vertragsverhältnis sowie auf Ansprüche, die aus diesem Vertragsverhältnis 

erwachsen, ist ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden. 

 

 



§ 18 

Vertragsänderungen 

 

Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Keine Partei kann sich auf einen vom Vertrag 

abweichenden Tatbestandberufen, solange die Abweichung nicht schriftlich fixiert ist. Dies 

gilt auch für einen Verzicht auf dieses Schrifterfordernis. 

 

§ 19 

Datenschutz 

 

Das Unternehmen ist verpflichtet, die allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

(DSGVO) zu beachten. Insbesondere darf es personenbezogene Daten nur zur Erfüllung der 

sich aus diesem Vertrag ergebenen Aufgaben erheben, verarbeiten oder nutzen. Das 

Unternehmen stellt in einer Vereinbarung mit der leistungsberechtigten Person sicher, dass 

die personenbezogenen und fallrelevanten Daten an den Eingliederungshilfeträger 

weitergeleitet werden dürfen. 

 

 

 

 

§ 20 

Salvatorische Klausel 

 

Dieser Vertrag bleibt auch dann gültig, wenn einzelne Bestimmungen sich als ungültig 

erweisen sollten. Die betreffende Bestimmung ist dann so auszulegen, dass die mit ihr 

ursprünglich angestrebten wirtschaftlichen und rechtlichen Zwecke soweit wie möglich 

erreicht werden. 

 

 

 

 

 

______________________              ______________________ 

 

Ort, Datum       Ort, Datum 

 

 

 

______________________              ______________________ 

 

 

Stempel und Unterschrift                  Stempel und Unterschrift 

Unternehmen                                   Eingliederungshilfeträger 


